Fall 10 – Der traurige Jungbulle

Landwirt (B) ist stolzer Eigentümer des Jungbullen ‚Strotz’, den er einer langen Karriere als Zuchtbulle widmen möchte. Doch daraus wird nichts, da eines Nachts Dieb (D) in den Hof eindringt und den Jungbullen entführt. D verkauft ‚Strotz’ dem gutgläubigen Metzger (M) zu einem sehr guten Preis und übereignet das Tier; M lässt ‚Strotz’ von seinen Angestellten zu Edelwürstchen verarbeiten, die insgesamt 3500,- € wert sind. Der untröstliche B verlangt von M „Ersatz“; ‚Strotz’ war 2000,- € wert.

Lösungsansätze

Fall 10.

Dieser Fall ist ein Klassiker, der sog. Jungbullenfall. Ich glaube mein didaktisches Konzept nicht zu zerstören, wenn ich schon mal soviel verrate: Es geht um einen jungen Bullen.

Also B möchte von M Ersatz. Vertraglicher Anspruch? Nebbich. Quasivertraglicher?

A. Anspruch B gegen M gemäß § 678

B könnte gegen M einen Anspruch gemäß § 678 auf Schadensersatz haben. Das setzt voraus, dass M ein Geschäft des B geführt hat. 

I. Fremdgeschäftsführungswille 

Auf jeden Fall müsste M Fremdgeschäfts-führungswillen gehabt haben. Fremdgeschäfts-führungswille ist das Wissen und Wollen, ein fremdes Geschäft zu führen.

M glaubt, eine eigene, frisch erworbene Sache zu verarbeiten, hat mithin keinen Fremdgeschäfts-führungswillen, er führt kein Geschäft des B. 
Ob der Jungbulle für M eine fremde Sache ist, spielt hier keine Rolle. 

II. Ergebnis

Somit hat B gegen M keinen Anspruch gemäß § 678 auf Schadensersatz.

Meine äußert charmante Kollegin Angela weist mich darauf hin, dass es in der Literatur anscheinend eine recht große Bandbreite an Prüfungsschemata für die GoA gibt. Meine Vorliebe, die Fremdheit des Geschäfts mit dem Fremdgeschäftsführungswillen zusammen zu prüfen, wird nicht allgemein geteilt. Schlagen Sie mal nach, was es da für Möglichkeiten gibt, und entscheiden Sie sich für eine, die Sie cool finden. De gustibus non est disputandum.

B. Anspruch B gegen M gemäß §§ 989, 990 I

B könnte gegen M einen Anspruch gemäß §§ 989, 
990 I auf Schadensersatz haben. 

I. Vindikationslage

Das setzt zunächst voraus, dass im Zeitpunkt der schädigenden Handlung M Besitzer und B Eigentümer war sowie M kein Recht zum Besitz hatte.

1. M als Besitzer

M hatte tatsächliche Sachherrschaft über den Bullen, war mithin Besitzer.

2. B als Eigentümer

B war Eigentümer. Er könnte sein Eigentum jedoch durch die Übereignung des D an M verloren haben.

a) Übereignung

D hat den Bullen an M übereignet.

b) Wirksamkeit der Übereignung

Mangels Berechtigung des D ist seine Übereignung an M zunächst unwirksam. B war der Bulle gestohlen worden, weshalb gemäß § 935 I 1 ein gutgläubiger Erwerb des M nicht möglich ist. 

Somit ist die Übereignung des D an M unwirksam, B hat sein Eigentum an dem Bullen nicht durch die Übereignung des D an M verloren.

3. Recht zum Besitz

M hatte nur mit D einen Kaufvertrag geschlossen; ein Recht zum Besitz im Verhältnis zu B ist nicht erkennbar, somit besitzt M ohne Recht zum Besitz.

Somit war M zum Zeitpunkt der schädigenden Handlung Besitzer, B Eigentümer und M nicht mit einem Besitzrecht ausgestattet.

II. Bösgläubigkeit

M ist jedoch gutgläubig, mithin nicht bösgläubig i.S.d. §§ 989, 990 I. 

Somit hat B gegen M keinen Anspruch gemäß §§ 989, 990 I auf Schadensersatz.

C. Anspruch B gegen M gemäß §§ 992, 823 I

M hat den Besitz an dem Bullen nicht deliktisch erworben, mithin hat B gegen ihn keinen Anspruch gemäß §§ 992, 823 I auf Schadensersatz.

So, nun lernen wir etwas Neues kennen.

Das lange Sterben der römischen Republik, das sich über fast 100 Jahre erstreckte, wird als Römische Revolution bezeichnet. Angesichts einer anachronistischen Staats- und Wirtschaftverfassung, die noch auf die Verhältnisse eines Stadtstaates und nicht auf die eines Weltreiches zugeschnitten war, bestand für ehrgeizige Männer die Möglichkeit, gestützt auf die verarmten aber in den Legionen militärisch organisierten Bürger eine Machtposition aufzubauen, die eine ernsthafte Herausforderung für die Institutionen der alten Republik war.

Einer der Aspiranten auf die Macht war ein junger Patrizier namens Gaius Iulius Caesar (gespr. kaisar), der sich im Jahre 60 v. Chr. mit dem berühmten Feldherrn Gnaeus Pompeius Magnus und dem superreichen Marcus Licinius Crassus zu einem Triumvirat zusammenschloss, in dem sich die drei Männer zu gegenseitiger Unterstützung verpflichteten. Vereinbarungsgemäß unterstützten die beiden anderen 59 v. Chr. die Wahl Caesars zum Konsul; nach seinem Amtsjahr ging er als Prokonsul (Statthalter) in das cis- und transalpine Gallien (nördlich des Rubikon). Hier blieb er zehn Jahre und eroberte, Streitigkeiten zwischen den gallischen Stämmen als Anlass für Krieg nutzend, das ganze Gallien, womit er die dortige Herrschaft Roms für Jahrhunderte sicherte.

Natürlich wissen Sie, dass nicht ganz Gallien erobert wurde. Ein kleines Dorf an der Atlantikküste konnte erfolgreich Widerstand leisten. GOSCINNY/UDERZO führen dies auf eine Art Zaubertrank zurück, den ein Druide namens Miraculix gebraut habe
. 

Stellen Sie sich vor, eines schönen Tages treffen sich die Druiden Miraculix und Hauwegwienix zu einem gemeinsamen Zaubertrankbrauen. Beide Druiden haben ihre geheimen Zutaten mitgebracht, damit jeder seinem Kollegen seinen besten Trank vorführen kann. Aus Versehen hält Miraculix ein Mistelhäufchen (Nicht: Misthäufchen) des Hauwegwienix für seinen eigenen und mischt ihn unter seinen Trank.

Mal unterstellt, heutiges deutsches Recht findet Anwendung: Wem gehört denn nun der Trank? Und wenn er Miraculix gehört, kriegt Hauwegwienix Ersatz für sein Mistelhäufchen?

Zur Frage 1: Wem gehört der Trank? Schauen wir ins Inhaltsverzeichnis von die krass-BGB: Im Sachenrecht findet sich der Abschnitt 3 – Eigentum. Da gibt’s wiederum einen Untertitel 3 – Verbindung, Vermischung, Verarbeitung. Guckst du!

§§ 947 II, 948 I beantworten unsere Frage 1: Der Trank des Miraculix ist als Hauptsache anzusehen, weshalb er (Miraculix) Alleineigentum erwirbt.

Gibt es Ausgleichsansprüche des Hauwegwienix? § 951 regelt, dass Vergütung in Geld nach den Vorschriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigen Bereicherung gefordert werden kann. Das ist eine sog. Rechtsgrundverweisung, d.h., die Tatbestandsvoraussetzungen einer ungerechtfertigten Bereicherung müssen ebenfalls gegeben sein. Schauen wir uns das mal im Zusammenhang mit unserem Jungbullen etwas näher an:

D. Anspruch B gegen M gemäß §§ 951 I 1, 812

B könnte gegen M einen Anspruch gemäß §§ 951 I 1, 812 I 1 auf Ausgleich seines Rechtsverlustes haben.

I. Anwendbarkeit im Lichte des EBV

§ 951 ist kein Schadens-, sondern ein Wertersatz-anspruch, mithin ist seine Anwendung nicht gemäß §§ 987ff. ausgeschlossen.

II. Rechtsverlust gemäß § 950 I

Ferner müsste B infolge § 946 bis § 950 einen Rechtsverlust erlitten haben. In Betracht kommt der Verlust des Eigentums an dem Jungbullen an M durch Verarbeitung.

1. Jungbulle als Sache

Gemäß § 90a S. 3 sind auf Tiere, also auch auf den Jungbullen, die Vorschriften Sachen betreffend anzuwenden.

2. Verarbeitung zu einer neuen Sache

M lässt den Jungbullen zu Würstchen verarbeiten, mithin werden durch Verarbeitung des Bullen neue bewegliche Sachen erstellt.

3. Herstellung durch M

In Betrieben gilt der Geschäftsherr als Hersteller, mithin ist unschädlich, dass die konkrete Verarbeitung durch Angestellte des M erfolgt; M hat die neuen Sachen hergestellt.

4. Wert der Würstchen

Ferner dürfte der Wert der Verarbeitung nicht erheblich geringer sein als der des Stoffes.

Der Wert der Verarbeitung ist die Differenz zwischen dem Wert der neuen und der alten Sache. Die Würstchen sind 3500,- € wert, der Bulle war 2000,- € wert. Die Differenz entspricht ¾ des Wertes der ursprünglichen Sache; die Verarbeitung ist mithin nicht erheblich weniger wert als der Stoff, der Eigentumserwerb gemäß § 950 I ist nicht ausgeschlossen.

„Was ist der Stoff wert?“

(Brüller, nicht wahr?)

Der BGH verlangt, dass die Verarbeitung mindestens 60% der Altsache wert ist.

5. Rechtsverlust

Der Erwerb des Eigentums an den Würstchen durch M gemäß § 950 I korrespondiert mit dem Verlust des Eigentums des B an dem Jungbullen.

Somit hat B durch eine Verarbeitung Eigentum an dem Jungbullen an den M verloren.

III. Tatbestandsvoraussetzungen § 812

Gemäß § 951 I 1 kann B nun von M Vergütung in Geld nach den Vorschriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung fordern. Aufgrund des Charakters dieser Verweisung als Rechtsgrundverweisung müssen für einen Anspruch des B gegen M die näheren Voraussetzungen einer Eingriffskondiktion gemäß § 812 I 1 2. Alt gegeben sein.

1. etwas erlangt

M erlangt Eigentum an den aus dem Jungbullen produzierten Würstchen. 

2. auf Kosten des B

Die Erlangung des Eigentums an den Würstchen korrespondiert unmittelbar mit dem Verlust des Eigentums des B am Jungbullen, mithin wird in den Zuweisungsgehalt des Eigentums des B eingegriffen; M erlangt Eigentum an den Würsten auf Kosten des B.

Zwei Voraussetzungen der Eingriffskondiktion:

1. Eingriff in den Zuweisungsgehalt einer Rechtsposition. 
Das will heißen, dass jemand etwas hat, was einem anderen gebührt. Sie denken vielleicht, dass sich das automatisch aus dem Verlust des Eigentums des B ergibt. In dem Fall ja, aber stellen Sie sich mal vor, ein Prominentenfoto wird kommerziell verwertet. Hier kann von irgendeinem Verlust nicht die Rede sein, der mit dem Gewinn korrespondierte. Trotzdem gibt es ggf. einen Anspruch gemäß § 812, weil in den Zuweisungsgehalt des Allgemeinen Persönlichkeitsrechtes eingegriffen wird.
2. Unmittelbarkeit des Erlangens

Das will heißen, dass es keinen Zwischenerwerb eines Dritten geben darf.

3. in sonstiger Weise

Ferner dürfte M das Eigentum an den Würstchen nicht durch eine Leistung erhalten haben.

Falls Sie es noch nicht wissen: Die Kondiktion aufgrund Bereicherung in sonstiger Weise ist subsidiär gegenüber der Leistungskondiktion. Grundsätzlich soll innerhalb gestörter Kausal-beziehungen abgewickelt werden.

Leistung ist jede bewusste, zweckgerichtete Mehrung fremden Vermögens.

M erlangt ‚den Jungbullen’ rein physisch durch eine Übergabe des D. Hiermit verschafft D dem M allerdings aufgrund des Ausschlusses des gutgläubigen Erwerbes durch § 935 lediglich Besitz an dem Tier. M erlangt das Eigentum an den Würstchen kraft Gesetzes. Damit ist es nicht Gegenstand einer Leistung des D.

Somit erlangt M das Eigentum an den Würstchen nicht durch eine Leistung.

4. ohne Rechtsgrund

Einzig der Kaufvertrag zwischen M und D kommt als Rechtsgrund in Betracht, dieser würde allerdings nur inter pares, mithin nicht gegenüber B wirken.

Somit sind die näheren Voraussetzungen der Eingriffskondiktion gemäß § 812 I 1 2. Alt gegeben, soweit hat B gegen M einen Anspruch gemäß 
§§ 951 I 1, 812 I 1 auf Ausgleich seines Rechtsver-lustes.

IV. Gegenstand des Anspruches

§ 951 ordnet an, dass Vergütung in Geld zu gewähren ist. Gemäß § 818 II hat diese in Höhe des Wertes der Sache zu erfolgen, auf die sich das verlorene Recht bezog. B verliert Eigentum am Jungbullen, der 2000,- € wert war. Soweit kann B von M 2000,- € verlangen.

V. Einrede der Entreicherung § 818 III

M kann den an D gezahlten Kaufpreis von ihm zurückfordern. Ferner konstituiert § 951 eine Fortwirkung der Vindikation, in deren Rahmen der an D gezahlte Kaufpreis nicht zu berücksichtigen gewesen wäre. Mithin kann sich M nicht auf die Einrede der Entreicherung gemäß § 818 III berufen. 

Somit hat B gegen M einen Anspruch gemäß 
§§ 951 I 1, 812 I 1 auf Ausgleich seines Rechtsver-lustes durch Zahlung i.H.v. 2000,- €.
Mal angenommen, der B möchte vom Dieberich den Gewinn abschöpfen. Sie wissen schon, dass das gemäß §§ 687 II, 681, 667 aus GoA geht. 

Wenn aber nun B schon von M Kohle kriegt, kriegt er dann zusätzlich den Veräußerungsgewinn von D? Mal wohl kaum, aber warum nicht? 

Wenn B von M Kohle abzieht, kann dieser sich an D schadlos schalten, schließlich hatte der Jungbulle einen Rechtsmangel. Wenn M nun wiederum Kohle von D kriegt, hat D keinen Veräußerungserlös mehr, den er gemäß § 667 herauszugeben hätte.

Insofern sollte sich B gut überlegen, ob er von M Wertersatz haben will oder von D den Veräußerungsgewinn einstreicht. Beides geht nämlich nicht. 

Parallel zu §§ 687 II, 681, 667 gibt’s auch einen Anspruch aus § 816, aber das natürlich nur dann, wenn B die Verfügung des D genehmigt. Mir kommt es so vor, als hätten wir darüber schon gesprochen, deshalb vertiefe ich das an dieser Stelle nicht. 

Verschaffen wir uns abschließend mal einen Überblick über die Optionen des B:

Wenn B von D Herausgabe des Erlöses verlangt, ohne die Verfügung zu genehmigen, kann sich M an D halten. Herauszugeben ist im Rahmen des § 667 nur, was ‚noch da’ ist, daher würde in diesem Fall der Anspruch des B entsprechend leiden, Erlangtes hätte er in entsprechender Höhe zurückzugeben. Er könnte dann allerdings von M Ersatz nach § 951 verlangen.

Wenn B von D Herausgabe des Erlöses verlangt und genehmigt, kriegt er den Kaufpreis. Folgerichtig entfällt aber auch der Anspruch gemäß § 951 gegen M, denn die Verfügung des D an M wird B gegenüber ja wirksam.

B kann also entweder den Verkaufserlös von D abziehen oder von M Erstattung verlangen. Was er tut, wird davon abhängen, wie hoch der Erlös ist bzw. welcher Schuldner solvent bzw. verfügbar ist. Diebe pflegen nämlich das Weite zu suchen.

� vgl. Goscinny, R., Uderzo, A., Asterix - Der Gallier, Berlin 1968.





